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SENGWARDEN. Sie hatten den Holocaust
überlebt, aber die Briten schickten sie zu-
rück nach Deutschland: Zehn Monate war-
teten die jüdischen Passagiere der „Exo-
dus“ in Sengwarden auf ihre Ausreise nach
Israel. Eine Bäckerstochter erinnert sich.

Als US-General Chuck Yeager am 14. Ok-
tober 1947 in seiner Bell X-1 als erster
Mensch die Schallmauer durchbricht, pla-
nen Gerda Tjaden und Karl Reese im
1000-Seelen-Dorf Sengwarden bei Wil-
helmshaven ihre Hochzeit. Karl, bis Kriegs-
ende als U-Boot-Fahrer unterwegs, ist aus
der Gefangenschaft entlassen. Nun soll
wahr werden, was das junge Paar sich in der
Kriegsweihnacht 1944 versprach: Wenn wir
durchkommen, heiraten wir.

Die Welt verändert ihr Gesicht in diesen
Wochen beinahe in Schallgeschwindigkeit.
Am 12. März hat US-Präsident Henry S. Tru-
man seine Doktrin von der unbedingten
Hilfe für von Unterdrückung bedrohte Völ-
ker verkündet und damit der UdSSR den
Kampf angesagt. Am 5. Juni erklärte US-Au-

ßenminister George Marshall an der Univer-
sität Harvard seinen Plan zur Wiederaufbau-
hilfe für ein freies Europa. Und am 11. Juli
ist im französischen Sète ein alter Vergnü-
gungsdampfer und Truppentransporter in
See gestochen, den seine 4515 Passagiere
hoffnungsvoll „Exodus 1947“ getauft haben
– nach dem 2. Buch Mose. Es sind Juden, die
den NS-Terror überlebt haben und jetzt ein
neues Leben beginnen wollen.

Ihre Fahrt wird Weltgeschichte schreiben,
denn die brüske Behandlung der britischen
Militärmacht im Mandatsgebiet Palästina er-
regt weltweit Aufsehen. Die „Exodus“ wird
von den Briten in internationalem Gewässer
abgefangen – die „Displaced Persons“ müs-
sen zurück ins Land ihrer Peiniger, weil die
arabischen Einwohner Palästinas gegen
den jüdischen Zuzug Sturm laufen. In der
Nacht zum 8. November, als Gerda und Karl
gerade ihren Polterabend feiern, stranden
1800 dieser Juden in Sengwarden.

„Wir haben davon nichts mitgekriegt“,
sagt Karl Reese 60 Jahre später. Im Schutz
der Dunkelheit war ein Sonderzug von Bad
Schwartau nach Jever gerollt. Die Insassen
hatten ihn mit Schmähschriften verziert, da-
runter ein Union Jack mit Hakenkreuz. Die
Verbitterung hatte ihren Grund: Nach der
Befreiung aus dem KZ Bergen-Belsen hat-
ten die Briten die Juden nur wenige hundert
Meter weiter wieder hinter Stacheldraht ein-
quartiert. Als das gelobte Land zwei Jahre
später auf der „Exodus“ endlich in Reich-
weite schien, hatten die Briten die Emigran-
ten in der „Operation Oasis“ auf drei Gefan-
genenschiffen von Haifa zunächst nach
Frankreich, dann nach Hamburg gebracht.
Vor den Kameras der Weltpresse wurden sie
von Bord geprügelt und in zwei Lager in Lü-
beck gebracht. Stacheldraht und Wach-
türme sollten jeden Fluchtversuch verhin-
dern. Doch die Hütten waren nicht winter-
fest. So folgte Anfang November der
nächste Abschnitt der Odyssee. 2342 Juden
kamen nach Emden in die Kaserne an der
Geibelstraße, etwa 1800 nach Jever. Mit
Lastwagen brachten die Briten die Men-
schen von dort in die ehemalige Befehls-
stelle Nord im nahen Sengwarden. „Die Ka-
serne diente schon länger als Unterkunft für
Displaced Persons. Da fiel das gar nicht
auf“, sagt Reese. Nur ein Fuhrmann, der am
nächsten Morgen den Müll des Polter-
abends abfuhr, berichtete von den Neuen.

Obwohl die letzten Juden erst am 11. Au-
gust des nächsten Jahres das Dorf verließen,
haben sie keine Spuren hinterlassen. Man
muss bis nach Berlin reisen, um einigen der
Displaced Persons ins Gesicht zu schauen.
Dort, im Archiv des Deutschen Historischen

Museums, zeigen einige Negative die jüdi-
schen Emigranten in Sengwarden.

Obwohl auch viele deutsche Juden unter
den Emigranten im Lager Sengwarden wa-
ren, kam es kaum zu Kontakten mit den Ein-
heimischen. Misstrauen und Unsicherheit
waren groß, die Gräueltaten der NS-Zeit
noch nicht in Ansätzen verarbeitet. Nur in
der Bäckerei von Heinrich Tjaden ließen die
Juden sich häufig blicken. „Eines Tages ka-
men zwei gepflegte Herren“, erzählt Gerda
Reese, die damals den Bäckereiladen
führte. Sie wollten wissen, ob man hier ko-
scher backen könne. Gerda Reese sagt:
„Erst kamen sie mit Blechen, dann nahmen
sie Türen aus den Angeln und brachten un-
gesäuerte Brote, Kuchen und mit Fleisch ge-
füllte Pasteten in die Backstube.“

Viel Trubel war in jenen Monaten in der
kleinen Backstube, aber Ärger gab es nie.
Auch nicht bei der Währungsreform am 20.
Juni 1948. Die Juden hatten kein „Kopf-
geld“ bekommen, denn am 14. Mai war der
Staat Israel ausgerufen worden. Mithin gal-
ten sie nicht mehr als Deutsche. „Sie ließen
dann 14 Tage bei uns anschreiben, bis sie

ihr altes, eigenes Geld wechseln konnten“,
sagt Gerda Reese. Viele hätten Schwarzhan-
del mit Kleidung und Tabak betrieben, die
sie von jüdischen Hilfsorganisationen aus
den USA erhalten hatten. „Aber Sengwar-
den war dafür absolut tabu.“

Im August 1948 hatte das Warten ein
Ende: Wer nicht zu Verwandten oder Freun-
den in ganz Europa gezogen war, der
konnte jetzt die Reise in die neue Heimat an-
treten. Rund 500 Menschen verließen wie-
der ohne jeden Abschied die Sengwarder
Kaserne. „Die hatten alle Lastwagen und
Busse gechartert, die in Wilhelmshaven zu
bekommen waren“, weiß Karl Reese. Über
Bergen-Belsen gelangten sie nach Israel.
Die dramatischen Bilder von ihrer ersten
Reise hatten ihnen den Weg geebnet. Sie
sorgten für so viel Empörung, dass Großbri-
tannien sich der Gründung eines Judenstaa-
tes nicht länger verschließen konnte. Die
Vereinten Nationen plädierten dafür. Gerda
und Karl Reese, seit jenem 8. November
1947 ein Ehepaar, wünschten den jüdischen
Kunden einen guten Start, und Vater Hein-
rich buk weiter seine Brötchen.
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BRAUNSCHWEIG. „Auf Wiedersehen in Gor-
leben“, ruft der Sensenmann auf Stelzen.
Umweltminister Sigmar Gabriel grüßt
freundlich-lässig nach oben. „Ich hab’ zwei
Endlager in meinem Wahlkreis“, sagt er
dann. Er könne die Proteste verstehen.

„Gorleben und Konrad – so sicher wie die
einstürzenden und absaufenden Endlager
Asse und Morsleben“, halten Atomkraftgeg-
ner dem SPD-Politiker auf schwarzgelben
Transparenten entgegen.

Das Zentrum der weltweiten Endlager-
Debatte liegt noch bis Freitag in der Braun-
schweiger Stadthalle – und davor. Das Bun-
desamt für Strahlenschutz (BfS) und die Ge-
sellschaft für Anlagen- und Reaktorsicher-
heit haben zur Fachkonferenz geladen, 270
Gäste aus 16 Ländern sind gekommen.

„Wir müssen in der Endlager-Diskussion
auf internationales Niveau kommen“, sagt
Gabriel zum Ziel der Konferenz. Man könne
nicht erst die Standorte für Endlager aus-
wählen und dann die Kriterien. Das sehen
die Atomkraft-Kritiker wie der Braunschwei-
ger Peter Dickel vor der Halle genauso.
„Das muss hier aufgearbeitet werden“, ruft
eine Frau von der Bürgerinitiative Lüchow-
Dannenberg. Vertreter der Initiativen durf-
ten laut BfS an der Konferenz teilnehmen.

Der versammelten Fachwelt im Saal schil-
dert Gabriel kurz die heimischen Problemla-
gen: Das einsturzgefährdete „Versuchsend-
lager“ Asse bei Wolfenbüttel, Morsleben
bei Helmstedt, Gorleben, der bereits geneh-
migte Schacht Konrad in Salzgitter. „Das
sind Lektionen, wie man es nicht machen
sollte“, sagt er.

Wie man es besser macht, weiß Gabriel
auch: Im Vorjahr hatte sein Bundesumwelt-
ministerium ein Verfahren zur Standortsu-
che vorgeschlagen, das sich im üblichen
Nahkampf zwischen den Lagern – radikale
und gemäßigte Atomkraftgegner,
CDU/FDP und Energieversorger – durchset-
zen soll. Die Grundsätze ruft Gabriel in
Braunschweig ins Gedächtnis: Deutschen
Atommüll in deutsche Endlager, Sicherheit
zuerst, klare Kriterien und umfassende Be-
teiligung der Öffentlichkeit. Die Schweiz
zum Beispiel mache das so, lobt Gabriel.

Die Schweiz sitzt dann während einer Kaf-
feepause in Gestalt von Michael Aebersold
vor dem Saal. Am Nachmittag wird der
Atomfachmann vortragen. „Wir haben ge-
testet, ob unser Auswahlverfahren nachvoll-
ziehbar ist“, erklärt er. In fünf Städten sei da-
rüber diskutiert worden. Bis zu 10 Jahre soll
das Suchverfahren dauern, 2040 will die
Schweiz ihr Endlager haben. „Am weites-
ten sind die Schweden“, sagt Ulrich Klee-
mann vom Bundesamt für Strahlenschutz

zur weltweiten Suche zum Lagern hochra-
dioaktiven Mülls. Auch Finnland habe
schon Standorte ausgewählt.

Dass die Schweiz als Vorbild gepriesen
wird, entbehrt nicht der Ironie: Die Schwei-
zer werteten nicht zuletzt die Vorschläge
des deutschen „AK End“ aus, des Arbeits-
kreises zur Endlagersuche. Dessen Vor-
schläge sind für Minister Gabriel immer
noch Grundlage.

In Japan scheiterte der Versuch, Freiwilli-
gen-Kommunen für ein Endlager zu finden.
Andere Länder diskutieren über eine lang-
fristige Zwischenlagerung oder über „Trans-
mutation“ – eine Umwandlung in unschädli-
che Isotope. „Noch absolut theoretisch“, be-
tont Florian Emrich vom Bundesamt für
Strahlenschutz.

„Wir werden vor Gericht mit diesem Gor-
leben-Verfahren scheitern“, warnte Gabriel
am Rande der Konferenz vor einem Verzicht
auf eine breit angelegte Suche. Im neuen
Jahr will das Bundesumweltministerium Si-
cherheitskriterien für Endlager vorlegen.
Katherina Reiche von der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion warnte Gabriel vor weite-
ren Verzögerungen. Im Koalitionsvertrag
sei eine zügige Lösung der Endlagerfrage
vereinbart. Man könne Wissenschaft und Po-
litik in der Atomenergie nicht trennen, hatte
Gabriel gesagt. Gemeint war das allerdings
als Plädoyer für ein offenes Verfahren.

HILDESHEIM (DPA). Zur Finanzierung des
Lebensunterhalts und häufiger Bordellbesu-
che hat ein 35-Jähriger Leihwagen verkauft
und verpfändet. Der Mann, der sich seit ges-
tern wegen Betrugs und schwerer räuberi-
scher Erpressung vor dem Landgericht Hil-
desheim verantworten muss, legte ein um-
fassendes Geständnis ab. Die Fahrzeuge
hatte er bei verschiedenen Autohäusern aus-
geliehen. Zudem hatte sich der Angeklagte
über einen Bekannten gefälschte Personal-
ausweise und Führerscheine besorgt. Außer-
dem überfiel er mit vorgehaltener Pistole
eine Zulassungsstelle und stahl Blanko-For-
mulare, Stempel und Plaketten.

Nachdem seine Firma Konkurs gegangen
war, habe er von Hartz IV gelebt, erklärte
der 35-Jährige. Bei den Autohäusern sei er
als vertrauenswürdiger Kunde aufgetreten,
wie eine Zeugin berichtete. Der Mann ent-
wendete sieben Fahrzeuge. Da er seinen
Personalausweis in einem der Autohäuser
abgegeben hatte, benötigte er neue Pa-
piere. Ein Bekannter habe ihm mehrere Aus-
weise besorgt, sagte der Angeklagte, der un-
ter verschiedenen Identitäten auftrat. Er
habe in Hamburg ein neues Leben unter fal-
schem Namen beginnen wollen. Der Pro-
zess wird am 13. November fortgesetzt.

Karl und Gerda Reese aus Sengwarden: Ihre Hochzeit am 8. November 1947 ist auf schicksal-
hafte Weise mit den jüdischen Passagieren der „Exodus“ verbunden.  FOTO: MARTIN WEIN

Betrüger legt
Geständnis ab

DELMENHORST (UTE). Im Rahmen des lan-
desweiten „Brückenjahr“-Programms für ei-
nen besseren Übergang vom Kindergarten
in die Schule hat ein Beratungsteam seine
Arbeit in Delmenhorst aufgenommen. Die
drei Frauen wollen sich für verlässliche über-
greifende Strukturen einsetzen.

VERDEN (DPA). Im Prozess um ein explodier-
tes Wohnhaus haben Verteidiger und Staats-
anwalt gestern vor dem Landgericht Verden
auf Freispruch für einen 54-Jährigen plä-
diert. Er soll die Explosion mit einer Steckdo-
senfernbedienung ausgelöst haben. Als Mo-
tiv wurden hohe Schulden vermutet.

SCHWAFÖRDEN (JZW). Der Kulturpreis des
Landkreises Diepholz geht in diesem Jahr
an den Atelierhof Scholen 53 der Keramike-
rin Sabine Rasper und der Buchbinderin Sa-
bine Kratzer. Die beiden Künstlerinnen wer-
den die mit 5000 Euro dotierte Auszeich-
nung am Sonntag erhalten.

ACHIM (FOS). Die Stadt Achim hat bereits
die niedrigsten Abwassergebühren im Kreis
Verden. Am 1. Januar wird die Abgabe für
die Wasseraufbereitung weiter gesenkt –
auf dann zwei Euro je Kubikmeter. Für die
nächsten Jahre zeichnet sich allerdings
schon ein Wiederanstieg ab.

MOTZEN (GJ). Als „Wahlkampfgetöse“ ohne
Realisierungschance haben Politiker der Re-
gion einen neuen Vorschlag zum Verlauf
der B212 bewertet. Die Delmenhorster
CDU-Landespolitikerin Annette Schwarz
hatte jüngst eine Weserquerung in Motzen
mit Anschluss an die A270 vorgeschlagen.

OSTERHOLZ–SCHARMBECK (RSC). Die Par-
lamentarische Geschäftsführerin der Grü-
nen im Landtag, Ursula Helmbold, lehnt die
Anhebung der Bezüge für Bundestagsabge-
ordnete ab. Unserer Zeitung sagte sie, so
lange Hartz-IV-Bezüge nicht ebenso ange-
hoben würden, sei dies nicht vermittelbar.

Beraterinnen für „Brückenjahr“

Prozess um explodiertes Haus

Kulturpreis für den Atelierhof

WEYHE (GIL). Die ambulanten Herzgrup-
pen des Turn- und Sportvereins (TuS) Sud-
weyhe feiern an diesem Wochenende ihr
25-jähriges Bestehen. Sie wurden 1982 als
erste Herzgruppen im Landkreis Diepholz
gegründet. Bis heute nutzten 700 Patienten
das Angebot des Sportvereins.

LILIENTHAL (LOD). Die Gemeinde Lilien-
thal beteiligt sich mit 4,1 Millionen Euro an
der Verlängerung der Straßenbahnlinie 4.
Das haben Kommunalpolitiker während ei-
ner Sondersitzung des Rates beschlossen.
Kritiker des Verkehrsprojektes klagten über
fehlende Daten zur Wirtschaftlichkeit.

RBREMEN·HANNOVER (DPA). Zur Aufklä-
rung des umstrittenen Vergabeverfahrens
für den Tiefwasserhafen in Wilhelmshaven
kann der parlamentarische Untersuchungs-
ausschuss in Hannover nun Einblick in wich-
tige Akten nehmen. Die bremische Regie-
rung beschloss gestern die Freigabe von 165
Aktenordnern. Außerdem solle sein Amts-
vorgänger Henning Scherf (SPD) eine Aus-
sagegenehmigung bekommen, sagte Regie-
rungschef Jens Böhrnsen (SPD). Das Land
sei jedoch nach rechtlicher Prüfung nicht
verpflichtet, über den Untersuchungsauf-
trag hinaus Auskünfte zu geben, falls wei-
tere bremische Belange berührt würden.
Niedersachsen und Bremen sind Partner
beim Bau des Jade-Weser-Ports.

KURZ GEFASST

Im Deutschen Historischen Museum in Ber-
lin finden sich Spuren vom Lagerleben in
Sengwarden. FOTO: URSULA LITZMANN

Ein als der Tod verkleideter Atomkraftgegner steht vor der Stadthalle in Braunschweig. Dort hat gestern die Konferenz internationaler Wissen-
schaftler zur Problematik der Endlagerung für radioaktiven Atommüll begonnen.  FOTO: DPA

Achim senkt Abwassergebühr

Die Endlagersuche geht weiter
Experten debattieren noch bis Freitag in Braunschweig / Atomkraftgegner machen mobil

AUS DER REGION

„Wahlkampfgetöse“ um B 212

Gegen Diätenerhöhung

Die Gestrandeten von der „Exodus“
Vor 60 Jahren kamen 1800 Holocaust-Überlebende in die friesische Kaserne nach Sengwarden

700 Herzsportler in 25 Jahren

4,1 Millionen Euro für Linie 4

Scherf soll
aussagen dürfen

Auf dem Heimweg von der Schule ist ein
Zehnjähriger gestern in Neuwarmbüchen
bei Hannover von einem Kleinlaster erfasst
und getötet worden. Der Schüler war aus ei-
nem Bus gestiegen und hatte die Straße
überquert, ohne auf den Verkehr zu achten.
Der LKW-Fahrer muss sich nun wegen fahr-
lässiger Tötung verantworten.  (DPA)

Kinder am Telefon sexuell belästigt haben
soll ein 41-Jähriger, der sowohl in Nordhorn
als auch in Hannover gemeldet ist. Er soll
seine Opfer aufgefordert haben, sexuelle
Handlungen an sich selbst vorzunehmen,
teilte die Staatsanwaltschaft mit. Er muss
sich nun wegen sexuellen Missbrauchs in
sechs Fällen verantworten.  (DPA)

Den Wissenschaftspreis haben der Physiker
Wolfgang Viöl und die Sprachwissenschaft-
lerin Esther Ruigendijk erhalten. Die Aus-
zeichnung wurde erstmals in Niedersach-
sen vergeben. Viöl lehrt an der Hochschule
für Angewandte Wissenschaft und Kunst
Hildesheim, Ruigendijk ist Juniorprofesso-
rin an der Uni Oldenburg.  (DPA)

Mehr Geld zum Ausbau von Verkehrswe-
gen fordern Niedersachsen und Thüringen
vom Bund. Für die Bundesstraßen 242 und
247 müssten neue Trassen gebaut werden,
erklärten die CDU-Ministerpräsidenten
Christian Wulff und Dieter Althaus.  (DPA)
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